
des § 9 StGB dar. Die Verhütung und Bekämpfung die­
ser und auch anderer Ordnungswidrigkeiten, z. B. auf 
dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes, im 
Bereich des Sprengmittel- und Giftwesens usw., dient 
unmittelbar dazu, Bedingungen für strafrechtlich rele­
vante Folgen zu beseitigen, und trägt damit zur Ver­
hütung von Straftaten bei.
Ordnungswidrigkeiten treten auch als Bedingungen von 
Straftaten in Erscheinung. So können z. B. Handlun­
gen nach § 14 OWVO (Trunkenheit in der Öffentlich­
keit und Abgabe von Alkohol an Betrunkene sowie an 
Personen, bei denen erkennbar ist, daß sie ein Fahr­
zeug führen) ebenso Bedingungen für Straftaten setzen 
wie Ordnungswidrigkeiten nach der VO zum Schutz 
der Kinder und Jugendlichen vom 26. März 1969 (GBl. II 
S. 219) und andere.
Viele Ordnungswidrigkeiten haben keine oder nur sehr 
entfernte Beziehungen zu Straftaten. Das trifft z. B. 
auf die Verletzungen der Pflicht zur Sauberhaltung 
öffentlicher Straßen, Wege und Plätze sowie Grünanla­
gen zu (vgl. 3. DVO zum Landeskulturgesetz — Sauber­
haltung der Städte und Gemeinden und Verwertung 
von Siedlungsabfällen — vom 14. Mai 1970 [GBl. II 
S. 339]).

Zusammenarbeit zwischen Rechtspflegeorganen und 
Ordnungsstrafbefugten

Die Festlegung in der Verfassung, daß die Bekämpfung 
und Verhütung von Straftaten und anderen Rechts­
verletzungen gemeinsames Anliegen der sozialistischen 
Gesellschaft, ihres Staates und aller Bürger ist (Art. 90 
Abs. 2), hat auch für die Zusammenarbeit zwischen 
Rechtspflegeorganen und Ordnungsstrafbefugten Be­
deutung. Die Ordnungsstrafbefugten (u. a. die örtlichen 
Organe, die Deutsche Volkspolizei, die Arbeitsschutz­
inspektionen, die Technische Überwachung, die Deut­
sche Reichsbahn, die Deutsche Post, die Gewässerauf­
sicht, die Wasserstraßenämter) nehmen mit der Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten Aufgaben der 
Rechtsverwirklichung wahr.
In den Programmen der örtlichen Volksvertretungen 
zur Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität und 
anderer Rechtsverletzungen sind Aufgaben zur Verhü­
tung und Bekämpfung solcher Ordnungswidrigkeiten 
wie Störungen des sozialistischen Zusammenlebens (§ 4 
OWVO), Trunkenheit in der Öffentlichkeit (§ 14 OWVO), 
Führen von Fahrzeugen unter Alkoholeinwirkung (§§ 5, 
47 StVO) und Verletzungen der Bestimmungen zum 
Schutz der Kinder und Jugendlichen enthalten, um die 
Kraft der staatlichen und gesellschaftlichen Organe auf 
die Bekämpfung derartiger Rechtsverletzungen zu 
orientieren und damit zugleich der Kriminalität vorzu­
beugen. Diesem Ziel dienen auch die Berichte, die von 
den zuständigen Organen auf Verlangen den örtlichen 
Volksvertretungen oder ihren ständigen Kommissionen 
über die Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten zu er­
statten sind (§ 19 Abs. 2 OWG). Aus diesen Berichten 
ziehen die örtlichen Volksvertretungen Schlußfolgerun­
gen für ihre Leitungstätigkeit und für die Mobilisie­
rung gesellschaftlicher Kräfte.
Durch die Berichterstattungen wird einem wichtigen 
Anliegen der Volksvertretungen entsprochen. Aus die­
sen Berichten sind nicht nur Schlußfolgerungen für die 
weitere Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten zu zie­
hen. Es sind gleichzeitig jene Aspekte herauszuarbeiten, 
die die Beziehungen zur Kriminalität deutlich machen. 
Damit werden nicht nur den Volksvertretungen und 
ihren Organen, sondern auch den Rechtspflegeorganen 
Hinweise für ihre Tätigkeit gegeben.
Die Rechtspflegeorgane unterrichten die Ordnungsstraf­
befugten Organe über Probleme, die sich aus ihrer Tä­

tigkeit ergeben. Da alle ordnungsstraf Befugten Organe 
zur Berichterstattung verpflichtet sind, wird die Rolle 
der örtlichen Volksvertretungen in ihrem Verantwor­
tungsbereich gestärkt. Die Aufgaben der verantwort­
lichen Organe werden so besser koordiniert. Die Volks­
vertretungen können auch auf diese Weise unmittelbar 
zur Verwirklichung und weiteren Festigung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit beitragen.
In der Praxis hat es sich bewährt, in den Berichten 
vor den Volksvertretungen die Probleme der öffent­
lichen Ordnung und Sicherheit komplex zu behandeln. 
Das ermöglicht es den Volksvertretungen, die Bezie­
hungen zwischen den Verantwortungsbereichen besser 
zu erkennen und den einzelnen Organen konkrete Auf­
gaben zu stellen. So informieren z. B. der Kreisge­
richtsdirektor und der Staatsanwalt die Volksvertretung 
über Probleme der Bekämpfung der Jugendkriminali­
tät./?/ Zugleich berichten die Ordnungsstrafbefugten 
der örtlichen Räte und der Volkspolizei über die Ver­
hütung und Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten im 
Bereich des Schutzes der Kinder und Jugendlichen. 
Die Berichte nach § 19 Abs. 2 OWG über die Verhütung 
und Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten, die von 
Kindern und Jugendlichen begangen wurden, sind ein 
Bestandteil der verschiedenen Informationen zur Ju­
gendkriminalität.
Der ständige Informationsaustausch zwischen den 
Rechtspflegeorganen und den Ordnungsstrafbefugten 
Organen gewährleistet, daß die Ordnungsstrafbefugten 
über Ordnungswidrigkeiten unterrichtet werden, die im 
Zusammenhang mit der Untersuchung von Straftaten 
und der Durchführung von Strafverfahren bekannt wur­
den. Andererseits informieren die Ordnungsstrafbe­
fugten die Rechtspflegeorgane über solche Ordnungs­
widrigkeiten sowie deren Ursachen und Bedingungen, 
die zu Straftaten führen können. So besteht z. B. die 
gesetzliche Verpflichtung der für die Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständigen Organe, die Sache 
dann an den Staatsanwalt zur Entscheidung zu über­
geben, wenn sich bei der Bearbeitung von Ordnungs­
widrigkeitssachen der Verdacht einer Straftat ergibt 
(§ 27 Abs. 1 OWG).
Zur Tätigkeit der Rechtspflegeorgane gehört in diesem 
Zusammenhang auch „die Verwirklichung der gesetz­
lichen Pflichten, andere Organe auf Ursachen und Be­
dingungen für Straftaten, andere Rechtsverletzungen 
und Rechtskonflikte hinzuweisen, und zwar unter kon­
sequenter Ausnutzung der im Gesetz vorgesehenen 
Möglichkeiten“./8/ So kann z. B. der Staatsanwalt, wenn 
er in Wahrnehmung seiner Aufgaben Ordnungswidrig­
keiten feststellt, bei dem Ordnungsstrafbefugten Organ 
die Einleitung eines Ordnungsstrafverfahrens beantra­
gen (§18 Abs. 2 OWG). Das Gericht kann Gerichtskri­
tik üben (§ 19 Abs. 2 StPO) und der Staatsanwalt Pro­
test einlegen (§ 38 StAG), wenn sie feststellen, daß Ord­
nungsstrafbefugte ihrer gesetzlichen Pflicht zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten nicht nachkom- 
men. Schließlich können Gericht, Staatsanwalt und 
Untersuchungsorgane nach § 19 Abs. 1 StPO Ordnungs­
strafbefugten Organen Hinweise und Empfehlungen ge­
ben und auch dadurch die Gesetzlichkeit, Disziplin und 
Ordnung im jeweiligen Verantwortungsbereich er­
höhen.
Das Oberste Gericht orientierte auf seiner 32. Plenarta-

IV Zu den Informationen des Staatsanwalts und der Ge- 
richte an die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe 
vgl.: „Zu einigen Problemen und Erfahrungen der Zusammen­
arbeit der Gerichte mit den örtlichen. Volksvertretungen bei 
der Kriminalitätsbekämpfung und -Vorbeugung“, Bericht des 
Präsidiums an das Plenum des Obersten Gerichts auf der 
31. Plenartagung am 23. Juni 1971, NJ 1971 S. 441 ff. (insb. 
Ziff. 3.3.).
.8/ F. Mliller/K. Schulze, „Gedanken zur Wirksamkeit der 
sozialistischen Rechtspflege“, NJ 1972 S. 3.
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